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Deutschlands demokratischer Weg in die Informationsgesellschaft 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Informationstechnik verändert unsere Gesellschaft 

Die digitale Informationsverarbeitung ist eine Schlüsseltech-
nologie unserer Zeit. Viele andere Technologien und Innova-
tionen bauen darauf auf. Unsere Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen, Art und Umfang von Beschäftigung, die Produktion 
von Gütern und die Erbringung von Dienstleistungen, aber 
auch die Innovationsfähigkeit von Unternehmen und der Wirt-
schaft insgesamt werden immer stärker von ihr geprägt sein. 

Deutschlands Wirtschaft und Gesellschaft stehen vor der Her-
ausforderung, sich in eine veränderte und ständig weiter ver-
ändernde weltweite Arbeitsteilung neu eingliedern zu müssen. 
Beschäftigung, Wohlstand und soziale Sicherheit hängen in Zu-
kunft mehr denn je davon ab, daß wir unsere Stärken - Wis-
senschaft und Forschung, industrielle Umsetzungsfähigkeit so-
wie die Qualifikation der Menschen - auch wirklich nutzen. 

Revolutionären Veränderungen wird unsere Gesellschaft aber 
erst durch die globale Vernetzung der Informationstechnik un-
terworfen, deren Vorläufer und Integrator das Internet ist. Es 
ist gleichzeitig Kommunikationsmedium, Informationswerk-
zeug, Vertriebskanal, Bildungsstätte, Marketinginstrument, 
Spielhölle, Datenspeicher, Softwarepool und Prozessor. Schät-
zungen zufolge sollen bis zur Jahrtausendwende mehrere hun-
dert Millionen Menschen daran teilnehmen. Ob es tatsächlich 
in diesem Zeitraum dazu kommen wird, ist unklar, solange sich 
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das Profil des Internet-Nutzerkreises nur sehr langsam verän-
dert. Jetzt schon gilt, daß nationale Grenzen an Bedeutung ver-
lieren, Unternehmensstrukturen, Managementmethoden, Kul-
tur- und Rechtsräume, Politik, Freizeitverhalten sich in raschem 
Wandel befinden. 

Auf der Basis vernetzter Informationstechnik entsteht ein neu-

er „virtueller" sozialer und kultureller Raum. Dieser besitzt 
aufgrund seiner interaktiven technologischen Basis eine - ge-
genüber der materiellen Welt - andersartige Raum-/Zeitstruk-
tur. Die fortwährende Ausgestaltung dieses „virtuellen" 
Raumes verändert auch die „reale" Welt grundlegend: Sie er-
hält eine neue soziale und kulturelle Dimension. In dieser „neu-
en Realität" lassen sich selbst bewährte Normen unserer Ge-
sellschaft nicht immer problemlos verwirklichen. Aber auch 
dort, wo es möglich erscheint, stellt sich die grundsätzliche Fra-
ge nach der Durchsetzbarkeit nationaler rechtlicher Normen 
in einer globalen Informationsgesellschaft, die den Kern unse-
rer Demokratie berührt. 

Als eine „neue Wirklichkeit" werden diese Techniken das Ver-
hältnis von Privatheit und Öffentlichkeit sowie die ökonomi-
schen und gesellschaftlichen Beteiligungsmöglichkeiten des 
Individuums berühren. Somit werden grundrechtliche Belan-
ge tangiert, die, abhängig vom Maß und der Art politischer Ge-
staltung, entweder konkrete Chancen bieten oder Gefährdun-
gen darstellen können. Die Technik selbst ist gestaltungsoffen. 

Politische Verantwortung für die Gestaltung der zukünftigen 
Gesellschaft läßt sich nicht „deregulieren" . Zur Sicherung von 
Bürgerrechten und zur Verbesserung der Arbeits- und Le-
bensbedingungen entsteht sogar erheblicher Regulierungsbe-
darf. Das betrifft insbesondere den Datenschutz, das Urheber-
recht und die soziale Sicherung von Erwerbstätigen. Auf dem 
Weg in die Informationsgesellschaft braucht es eine Politik, die 
der politischen, sozialen und ökologischen Dimension der Ent-
wicklung genauso viel Beachtung schenkt, wie ihren techni-
schen und ökonomischen Aspekten. 

Aktive Politik hat sich daher auf die Ausgestaltung des neu ent-
stehenden Wirtschafts- und Kulturraums zu orientieren. Wir 
haben die große Chance, wirtschaftlichen und kulturellen Fort-
schritt in Einklang zu bringen. Das setzt voraus, daß die Teil-
habe aller an der Verbreitung, Nutzung und Ausdeutung von 
Informationen zur Fortentwicklung dieses Kulturraums als lei-
tendes Prinzip gilt. „Multimedia" darf den Menschen nicht auf 
seine Rolle als Konsument reduzieren, die Gesellschaft nicht in 
„viel" und „wenig Wissende" spalten. 

Moderne Medien- und Kommunikationspolitik bedeutet somit 
nicht Inhaltsregulierung, erst recht nicht Bevormundung. Sie 
zielt vielmehr auf die Schaffung eines Rahmens ab, in dem 
Strukturen entstehen können, die eine soziale, demokratische 
und ökologische Entwicklung der Informationsgesellschaft er-
möglichen. Durch den Einsatz neuer Informations- und Kom-
munikationstechniken sollen Lebensräume und Kulturen, Re-
gionen und Generationen verbunden und nicht getrennt, 
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Minderheiten integriert und nicht ausgeschlossen werden. Ge-
nauso wie der Schutz ethischer Normen, die Wahrung bürger-
licher Freiheiten und die Weiterentwicklung der Demokratie 
müssen dies unsere Leitbilder für die Gestaltung der Zukunft 
sein. 

2. Die zukünftige Informationsgesellschaft demokratisch und 
sozial gestalten 

Trotz der Veränderungen in allen Bereichen der Gesellschaft 

reduziert die Bundesregierung ihre bisherigen Aktivitäten 
weitgehend auf die Entwicklung des wirtschaftlichen Wettbe-
werbs. Eine verantwortungsvolle Politik aber ist zu mehr ver-
pflichtet, als nur den technischen Fortschritt zu exekutieren. 

Ob es in der Informationsgesellschaft die Chance für eine ak-
tive Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an der Bildung 
öffentlicher Meinung geben wird, ob über die neuen interak-
tiven Medien die klassische Trennung zwischen Anbietern und 
Nutzern aufgehoben werden kann oder ob die Informations-
gesellschaft lediglich die Anzahl von Fernsehkanälen ver-
mehren wird, ist in hohem Maße von staatlicher Infrastruktur-
politik abhängig. Ohne die gezielte Förderung interaktiver 
Medien aber gewinnt die Informationsgesellschaft keine de-
mokratische Substanz. Die aktive Teilhabe der Bürgerinnen 
und Bürger an öffentlichen Belangen ist Leitbild für die Infor-
mationsgesellschaft und Verfassungsauftrag zugleich. 

Aufgabe verantwortungsvoller Politik ist es, für den durch die 
neuen Informations- und Kommunikationstechniken vorange-
triebenen Gesellschaftswandel solche Leitbilder zu formulie-
ren, durch die sich die Informationsgesellschaft sozial verträg-
lich und demokratisch entfalten kann. 

Thematisiert werden aber überwiegend nur die ökonomischen 
Chancen und Herausforderungen für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland, wobei die Zahlen und Daten, auf die sich die op-
timistischen Prognosen der Bundesregierung stützen, einer kri-
tischen Überprüfung bedürfen. 

In solch eindimensionaler Betrachtung bleiben gesamtgesell-
schaftliche Konsequenzen ebenso ausgeblendet wie die Frage 
nach den zukünftigen Lebensbedingungen des einzelnen 
Menschen. Fragen nach der Zukunft der Demokratie, der Be-
wahrung und Weiterentwicklung des Rechtsstaats und dem 
Problem der Durchsetzbarkeit nationaler Normen in einer glo-
balen Gesellschaft, werden erst gar nicht gestellt. 

Ob ein Mehr an Information auch ein Mehr an Nutzen für vie-

le bedeutet, wird nicht allein über den Markt geregelt, sondern 
auch durch gestaltende Politik. 

3. Transparenz und Partizipation bei der Gestaltung der Infor-
mationsgesellschaft 

Wir brauchen einen breiten gesellschaftlichen Dialog, um Zie

-

le und Bedingungen für den Einsatz der neuen Techniken fest- 
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zulegen. Dabei muß die Diskussion um die Gestalt der zukünf-
tigen Informationsgesellschaft offen und transparent geführt 

werden. 

Die Bundesregierung selbst hat in ihrem Bericht „Info 2000" 
einen solchen Dialog gewünscht. Dialoge leben aber vom Aus-
tausch und bieten vor dem Hintergrund einer gestaltungsoffe-
nen Technik die Chance, gesellschaftliche Bedürfnisse im Sin-
ne von Leitbildern zu Tage zu fördern, auf deren Grundlage 
Konzepte erarbeitet werden können, wie wir diesen Leitbildern 
mit Hilfe der technischen Mittel näherkommen. 

Ohne eine solche Debatte werden die neuen Technologien 
nicht die erforderliche Akzeptanz finden. Dies hat auch der 
Technologierat der Bundesregierung erkannt. Die Bundesre-
gierung ist dafür verantwortlich, wenn sich unnötig Ängste in 
der Bevölkerung und Unsicherheiten in den Unternehmen breit 
machen. Sie ist deshalb dazu aufgefordert, der Empfehlung des 
Technologierats zu folgen und eine nationale Initiative ins Le-
ben zu rufen, die die internationalen Entwicklungen berück-
sichtigt und sich gleichzeitig auf die unterschiedlichen Kom-
petenzen und Zuständigkeiten von Wissenschaft, Wirtschaft, 
Verbraucherschutz, Gewerkschaften und Staat stützt und die 
alle gesellschaftlichen Gruppen in die Diskussion mit einbe-
zieht. 

4. Eine Informationsinfrastruktur für die Bedürfnisse der 
Menschen schaffen 

Eine der wichtigsten Aufgaben verantwortungsvoller Politik ist 
es, in den nächsten Jahren in Deutschland eine Informations-
infrastruktur zu schaffen, die sich insbesondere am gesell-
schaftlichen Bedarf und an den Bedürfnissen der Bürgerinnen 
und Bürger orientiert und nicht nur an den Wünschen der Un-
terhaltungsindustrie. Der „Information-Highway" muß mehr 
sein als ein „Entertainment-Highway", „Multimedia" mehr als 
„ 500-Pay-TV-Tele-Shopping-Kanäle " . 

Es besteht die Gefahr, daß eine weitere gesellschaftliche Spal-
tungslinie entsteht, die die Menschen in „information poor" 
und „information rich" trennen wird. Um das zu verhindern, 
muß die gleichberechtigte Teilhabe der Menschen an den Mög-
lichkeiten der modernen Informations- und Kommunikations-
techniken und der freie Zugang zu qualitativ hochwertigen 
Informationen gesichert werden. Die Entstehung eines „Infor-
mationsproletariats" gilt es, unter allen Umständen zu verhin-
dern. 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über eine gute, in 
Teilbereichen sogar vorbildliche technische Telekommunika-
tionsinfrastruktur. Der vergleichsweise geringe Grad der Ver-
breitung und der Nutzung moderner Informations- und Kom-
munikationstechniken hängt daher auch nicht mit einem 
mangelnden Angebot an Telekommunikationstechnik, son-
dern eher mit der Höhe der Anschaffungs- und laufenden Kom-
munikationskosten zusammen. Mit der weitgehenden Libera- 
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lisierung des Telekommunikationsmarktes wurde die Voraus-
setzung dafür geschaffen, daß sich die Telekommunikations-
infrastruktur durch Wettbewerb weiterentwickeln kann, indem 
alle Anbieter einem permanenten Modernisierungsdruck un-
terworfen und einem produktiven Kosten- und Kreativitäts-
druck ausgesetzt sind. Jetzt müssen alle übrigen Vorausset-
zungen für eine rasche Verbreitung von „Multimedia" ergänzt 
werden. 

Dazu muß ein Universaldienst definiert werden, der für die Zu-
kunft die flächendeckende und bezahlbare Versorgung der Be-
völkerung mit moderner Telekommunikationstechnik sichert. 
Entsprechend der technischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklung muß der Umfang des Universaldienstes dynamisch 
fortgeschrieben werden. 

Neben der Versorgung von Schulen, Hochschulen und Ein-
richtungen der Erwachsenenbildung müssen eine Vielzahl öf-
fentlicher Zugangsstellen z. B. in Bibliotheken und Bürger-
häusern eingerichtet werden, damit alle Bürgerinnen und 
Bürger die Möglichkeiten interaktiver Medien nutzen können. 
Alle Betreiber von Telekommunikationsnetzen sollten ver-
pflichtet werden, einen Teil ihrer - im Zeitalter von Glasfaser 
und ATM theoretisch unbegrenzten - Übertragungskapazitä-
ten im Rahmen einer „Bildungspartnerschaft" zur Verfügung 
zu stellen. Anbieter von Online-Diensten sowie Hard- und Soft-

wareindustrie sollten sich daran auf freiwilliger Basis beteili-
gen. 

Besondere Bedeutung kommt zukünftig auch den Bibliothe-
ken zu. Zusammen mit den Hochschulen muß es zu ihren 
Aufgaben gehören, die „informationelle Kontinuität" in der 
Gesellschaft zu gewährleisten. Ansonsten könnte sich die 
Informationsgesellschaft - angesichts der Flüchtigkeit elek-
tronischer Informationen und rascher technischer Verände-
rungen - als. eine Gesellschaft von „informationellen Genera-
tionsinseln" im Strom der Zeit erweisen, die untereinander 
nicht mitteilungsfähig sind. 

5. Schaffung einer dualen Informationsordnung 

Durch Digitalisierung und Datenkompression verschwimmen 
die vertrauten Grenzen zwischen den „traditionellen" Medi-
en. Radio und Fernsehen, Telefon und Computer werden mit-
einander verschmelzen, an ihrer Grenzlinie entstehen Medien 
eigener Art. Der klassische Dualismus von Massen- und Indi-
vidualkommunikation, die traditionell getrennten Bereiche 
Medien- und Telekommunikationspolitik, müssen deshalb in 
Zukunft „zusammengedacht" werden. 

Damit werden aber auch Grenzen zwischen bisher getrennten 
gesetzlichen Regelungen unscharf, verliert manche Norm 
ihren Sinn. Andere erfahren einen - vom Gesetzgeber ur-
sprünglich nicht bedachten - Bedeutungswandel. Beispiels-
weise führt die Einteilung in „Rundfunk" und „Nicht-Rund-
funk" bei neuen Diensten wie dem Internet nicht zu 
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sachgerechten Lösungen. Die Frage nach angemessener Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Telekommunikation kann bald 
schon zur Frage nach Umfang und Inhalt des informationellen 

Grundversorgungsauftrages werden. 

Es ist jeweils Aufgabe der Bundesregierung und der Länder, 
eine Medien- und Informationsordnung zu garantieren, die die 
verfassungsmäßigen Belange der Länder auch künftig sichert, 
die der technischen Entwicklung dynamisch Rechnung trägt 
und die wettbewerbsverzerrende Konzentrationsprozesse ver-

hindert. 

Eine freie und unabhängige Berichterstattung wird auch in der 
Informationsgesellschaft von konstitutiver Bedeutung für ein 
demokratisches Gemeinwesen sein. Bisher gewährleistet der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk, daß die öffentliche Meinung 
weder dem Staat noch einzelnen gesellschaftlichen oder wirt-
schaftlichen Interessen ausgeliefert ist. Eine demokratische 
Medien- und Kommunikationspolitik muß dafür sorgen, daß 
auch in Zukunft die Grundversorgung der Bevölkerung mit 
qualitativ hochwertigen Informationen gewährleistet ist. Dazu 
muß die duale Rundfunkordnung zu einer dualen Informati-
onsordnung weiterentwickelt werden, in der die öffentlich-
rechtlichen Anstalten auch in Zukunft die tragenden Säulen 
einer pluralistischen Medienordnung sind. 

Als Garant für Glaubwürdigkeit und Seriosität und für die Ver-
wirklichung des föderalen Prinzips ist der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk im Hinblick auf alle neuen Informationstechniken 
weiterzuentwickeln und in seinem Bestand zu sichern. Darüber 
und über den sich entwickelnden kommerziellen Informati-
onsmarkt hinaus sollen öffentliche Einrichtungen wie z. B. 
Hochschulen und Bibliotheken die Lücke bei solchen Ange-
boten schließen, die sich am Markt nicht refinanzieren können, 
jedoch von großer gesellschaftlicher Bedeutung sind (Archive, 
Dokumentationen, Verzeichnisse etc.). 

Um einen neuen öffentlichen Raum zu schaffen, in dem alle In-
formationen, die Relevanz für die aktive demokratische Teil-
habe jedes einzelnen haben, zur Verfügung stehen, muß sich 

längerfristig das Recht auf „Grundversorgung mit Informatio-
nen" zu einem „Grundrecht" auf Information wandeln, das sich 
auf die ganze Palette der informationellen Grundversorgung 
in einer Wissens- und Informationsgesellschaft erstreckt. 

6. Die Informationsgesellschaft in einem freiheitlichen und 
demokratischen Rechtsstaat 

Eines der grundsätzlichen Probleme zukünftiger Politik ist die 
Durchsetzbarkeit nationaler rechtlicher Normen in einer glo-
balen Informationsgesellschaft. Viele Rechtsnormen der Bun-
desrepublik Deutschland werden in Zukunft auch im Inland 
nur noch dann Wirkung entfalten können, wenn auf interna-
tionaler Ebene ihre Durchsetzbarkeit gesichert wird. 

So ist in zivilrechtlicher Hinsicht die Rechtslage für den deut

-

schen Verbraucher, der sich der neuen, grenzüberschreitenden 
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Medien bedient, von mancherlei Unsicherheiten geprägt: 
Weder kann er sich dabei heute darauf verlassen, einen inlän-
dischen Gerichtsstand zu haben, noch ist er in Zukunft vor 

nachteiligen Rechtswahlklauseln in den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen des Verkäufers geschützt, wenn durch die 
von der Bundesregierung geplante Einführung einer - der 
handschriftlichen Unterschrift in rechtlicher Hinsicht völlig 
gleichgestellten - digitalen Signatur eine wirksame Rechts-
wahl ausgeübt werden kann. Für die Verbraucher problema-
tisch sind zudem die großen praktischen Probleme ausländi-
scher Urteilsvollstreckung. 

Bedeutung gewinnt die Problematik der Durchsetzbarkeit be-
sonders in strafrechtlicher Hinsicht und damit auch beim Ju-
gendschutz. Hier können sich - neben der Frage der An-
wendbarkeit. einzelner Normen - unerträgliche Hindernisse 
bei der Beweissicherung, der Täteridentifikation und dem Voll-
zug von Urteilen ergeben. Heute schon gehen Staatsanwalt-
schaften und Polizei dazu über, auf der Suche nach den Straftä-
tern vielfach auch diejenigen zu verfolgen, die wie die Telekom 
oder die vielen kleinen und mittelständischen Provider, ledig-
lich technisch den Zugang zu den Datennetzen ermöglichen, 
aber keinen Einfluß auf die Inhalte nehmen können. Strafver-
folgung ist eine Aufgabe des Staates. Die Kommunikations-
dienstleister würden bei Aufbürdung entsprechender Pflichten 
vor unlösbare Aufgaben gestellt. 

Will der Staat an seinem Gewaltmonopol festhalten, müssen 
auf diese Probleme befriedigende Antworten gefunden wer-
den. Auch der „ Cyberspace " darf kein rechtsfreier Raum sein. 
Solange einzelne Tatbestände in den verschiedenen Kul-
turräumen der Erde rechtlich verschieden beurteilt werden, 
wird dies aber nicht im nationalen Alleingang, sondern nur im 
Wege internationaler Verständigung zu erreichen sein. Aufga-
be nationaler Politik ist es deshalb schon heute, wirksame 
internationale Vereinbarungen für einen globalen Daten-, Ver-

braucher- und Urheberrechtsschutz anzustreben sowie welt-
weit gültige ethische und demokratische Standards für die Da-
tennetze zu formulieren. In vielen Bereichen muß auch unser 
nationales Recht weiterentwickelt werden. Das gilt z. B. für das 
Urheberrecht oder das Wettbewerbsrecht. 

Bei der Schaffung des zukünftigen Ordnungsrahmens ist dar-
auf zu achten, daß der notwendige Kampf gegen die Krimina-
lität weder unverhältnismäßig zu Lasten elementarer Grund-
rechte geht noch bürgerliche Freiheiten beschädigt werden. 
Maßnahmen wie Zensur oder eine generelle Überwachung 
elektronischer Kommunikation dürfen dabei für alle demokra-
tischen Staaten grundsätzlich nicht in Frage kommen. Ebenso 

scheidet eine automatische „Filterung" öffentlicher Mei-
nungsäußerungen nach inhaltlichen Kriterien oder ein Verbot 
vertraulicher Kommunikation aus. Solche Maßnahmen würden 
neben einem immensen ökonomischen Schaden lediglich das 
Ende der demokratischen, nichtkommerziellen Kommunikati-
onsstrukturen bewirken; die Täter würden wegen der spezifi- 
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schen Besonderheiten elektronischer Kommunikation davon 
kaum berührt. 

7. Datenschutz und Datensicherheit gewährleisten 

Die technologischen Innovationen dürfen die Freiheitsrechte 
nicht aushöhlen, das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung nicht beseitigen. Datenschutz ist ein zentrales Element 
einer demokratischen Gestaltung der Informationsgesell-
schaft. Auch in ökonomischer Hinsicht ist ohne den wirksamen 
Schutz der Vertraulichkeit von Kommunikation keine Verbrei-
tung der neuen Technologien zu erwarten. 

Der Datenschutz muß den neuen technologischen Entwick-
lungen entsprechend angepaßt und im Hinblick auf die grenz-
überschreitende Erfassung und Verarbeitung sensibler Daten 
durch private Unternehmen ausgebaut werden. In einer glo-
balen Informationsgesellschaft bedeutet dies nicht nur, wirk-
same internationale Kontrollinstanzen einzuführen. Vielmehr 
müssen auch dem einzelnen weitgehende Befugnisse zuste-
hen, Einblick in die über ihn gesammelten Daten verlangen zu 
können. In einem „Grundrecht" auf Information muß das Recht 
jeder Bürgerin und jedes Bürgers verankert sein, die uner-
wünschte Erfassung ihrer Daten durch Private weltweit ab-
wehren zu können. 

Für vertrauliche Kommunikation über die Datennetze muß die 
Möglichkeit der teilnehmerautonomen Verschlüsselung erhal-
ten bleiben. Restriktive Regelungen zum Einsatz kryptogra-
phischer Verfahren wären verfassungsrechtlich fragwürdig 
und wirtschaftspolitisch schädlich. Für den Einsatz digitaler 
Signaturen, die die Authentizität des Kommunikationspartners 
rechtsverbindlich sichern sollen, sind dagegen abgestufte ge-
setzliche Regelungen zu treffen, die den Besonderheiten des 
Mediums genauso Rechnung tragen, wie der durch den ra-
schen technologischen Fortschritt zeitlich nur begrenzten 
„Haltbarkeitsdauer" aller Verschlüsselungstechniken. 

Zum Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung 
sind außerdem Entwicklungen zu fördern, die eine weitge-
hende anonyme Abwicklung geschäftlicher Transaktionen zu-
lassen. Der Einführung einer virtuellen Währung muß jedoch 
eine Bewertung der möglichen volkswirtschaftlichen und 
währungspolitischen Konsequenzen vorangehen. 

Der Einsatz neuer Informations- und Kommunikationstechnik 
in sensiblen und lebenswichtigen Bereichen unserer Gesell-
schaft setzt ein hohes Maß an Datensicherheit voraus. Dazu 
gehört die Verhinderung von ungewollten Datenverlusten oder 
Datenveränderung genauso wie der Schutz vor dem Ausfall 
technischer Systeme und Kommunikationsnetze. In solchen 
Bereichen muß der Einsatz dezentral strukturierter, autonomer 
und evtl. sogar entropischer Systeme gefördert, die Entwick-
lung und die Verwendung standardisierter, sicherer und stabi-
ler Soft- und Hardware vorangetrieben werden. 
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8. Informationsgesellschaft und Standort Deutschland: Techni-
sche Potentiale für die ökonomische und soziale Entwicklung 
nutzen 

Das innovative Potential der neuen Informations- und Kom-
munikationstechnik bietet große Chancen für die wirtschaftli-
che Entwicklung der Industriegesellschaften. Daten und In-
formationen werden in stärkerem Maße „Warencharakter" 
annehmen. Es wird ein Markt entstehen für hochqualitative In-
formationen, seriöse und gut aufbereitete Nachrichten werden 
ihren Preis haben. In einem rasch wachsenden Dienstlei-
stungsbereich werden aktuelle Informationen online abgeru-
fen, der Computer wird zum Informations- und interaktiven 
Kommunikationsinstrument. Fernsehen und Medien an der 
TV-Peripherie werden zunehmend der Unterhaltung und dem 
Infotainment dienen. Selektieren und Bewerten von Nach-
richten und Informationen, kulturelle Medienkompetenz, wer-
den so zu wesentlichen Qualifikationen. 

Die Bundesregierung wird ihrer Verantwortung nicht gerecht, 
wenn sie allein durch Deregulierung Innovationsbereitschaft 
und Wettbewerbsfähigkeit anregen will. Es gilt vielmehr, durch 
aktives politisches Handeln die Innovationskraft unseres 
Landes im Bereich von Telekommunikation und Informations-
technik zu stärken, um die Voraussetzungen für eine Informa-
tionsinfrastrukur zu schaffen, in der eine moderne Informati-
onstechnik rasche Verbreitung findet, die von möglichst vielen 
sinnvoll genutzt werden kann. 

9. Innovationsschwächen überwinden 

Trotz der durch die Strukturveränderung zu erwartenden 
Probleme, ist der Verzicht auf die weitere Informatisierung der 
Produktion und auf die damit verbundene Produktivitäts-
steigerung keine Alternative. Im Gegenteil: Eine Innova-
tionsschwäche in diesem Bereich würde die vorhandenen 
Produktionskapazitäten gefährden. Deutsche und europäische 
Unternehmen haben z. B. im Schlüsselbereich der Mikropro-
zessorentwicklung und bei Computer-Betriebssystemen im 
globalen Wettbewerb bereits einen Rückstand. Um nicht auch 
in anderen neuen Bereichen zurückzubleiben, kommt es jetzt 
insbesondere darauf an, die Gründung neuer, innovativer Un-
ternehmen zu unterstützen. Kleinere, bewegliche Unterneh-
men sind eher in der Lage, in dem sich rasch verändernden 
Markt anwenderorientierte Lösungen zu entwickeln und 
Marktchancen zu nutzen. Nur so können in spezifischen An-
wendungsbereichen der heraufziehenden Informationsgesell-
schaft kurzfristig zusätzliche Arbeitsplätze entstehen. 

Wachstumschancen liegen in der Entwicklung benutzerge-
rechter Software, z. B. für verteilte Systeme. Wenn Geräteaus-
stattung und Benutzeroberfläche auch dem ungeübten Benut-
zer ein echtes „plug and work" möglich machen, könnten 
Multimedia-Anwendungen zu einem Massenmarkt führen. Im 
Softwarebereich, sowohl bei Anwendungen als auch bei In-
halten (Content-Providing), liegen die größten Chancen zur 
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Identifizierung von Marktlücken und zur Plazierung maßge-
schneiderter Lösungen. 

Eine geradezu strategische Voraussetzung für die Überwin-
dung der anhaltenden Innovationsschwäche ist die Entwick-
lung und Umsetzung breiter, branchenübergreifender und in-
terdiziplinärer Bildungs- und Qualifizierungsprogramme. 

Für die Förderung von Existenzgründungen in der Informati-
ons- und Kommunikationsbranche ist in Deutschland eine 
veränderte Einstellung zur Vergabe von Risikokapital unver-
zichtbar. Die restriktive Vergabe von Bankkrediten an Soft-
wareingenieure oder Entwickler neuer Multimedia-Produkte 
führt dazu, daß der Versuch der Selbständigkeit oft schon an 
mangelnder Kapitalausstattung scheitert oder innovative 
Ideen samt der Köpfe, die sie hervorgebracht haben, etwa in 
die USA abwandern. Staatliche Förderungspolitik und private 
Banken müssen die wirtschaftliche Bedeutung der neuen In-
formations- und Kommunikationstechniken endlich erkennen 
sowie die Risiken und Chancen junger Unternehmen besser 
einschätzen lernen. 

10. Arbeit und Beschäftigung durch Informationstechnik sichern 

Der vermehrte Einsatz der Informationstechnik wird das Be-
schäftigungssystem in Deutschland nachhaltig beeinflussen. 

Eine Industriegesellschaft, die die informationstechnische Mo-
dernisierung verhindert oder verschläft, wird nicht nur das be-
stehende Beschäftigungsniveau nicht halten können, sondern 
einen enormen Verlust an Arbeitsplätzen hinnehmen müssen. 
Der Verzicht auf informationstechnologisch gestützte Inno-
vation ist gleichbedeutend mit einem Verlust an Wett-
bewerbsfähigkeit und einem Rückgang des wirtschaftlichen 
Wachstums. Ob allerdings der Übergang in die Informations-
gesellschaft einen Zuwachs an Arbeitsplätzen erbringen wird, 
vermag gegenwärtig niemand seriöserweise vorherzusagen. 
Damit aber drohenden Arbeitsplatzverlusten mit einer geziel-
ten arbeitsmarktpolitischen Strategie begegnet werden kann, 
bedarf es realistischer Beschäftigungsprognosen. Nur auf einer 
solchen soliden Grundlage lassen sich tragfähige Konzepte für 
eine aktive Beschäftigungspolitik, für die künftige Arbeitsor-
ganisation, für die arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen 
und für eine Qualifizierungsoffensive der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer entwickeln. Die Gestaltung der Technik 
wird dadurch zu einem realistischen Ziel. 

Die Bandbreite bisheriger Schätzungen, ob und wie viele neue 
Arbeitsplätze bis zum Jahre 2000 entstehen werden, reicht von 
200 000 in Deutschland bis zehn Millionen in der EU. Nach jün-
geren Erklärungen rechnet die Bundesregierung zusätzlich mit 
1,5 Millionen Arbeitsplätzen bis zum Jahre 2010. Sie beteiligt 
sich damit an fragwürdigen Spekulationen, statt den Zusam-
menhang zwischen Verbreitung der Informationstechniken 
und den damit einhergehenden gravierenden Einschnitten in 
das Beschäftigungssystem sachlich zu problematisieren. Das 
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ist irreführend und zerstört Vertrauen. Ob es schließlich zu ei-
ner positiven Beschäftigungsbilanz kommen wird, ist u. a. vom 
erreichten Grad der Grundversorgung abhängig. 

Gegenwärtig werden die Informationstechniken hauptsächlich 
als Rationalisierungs- und Organisationstechniken eingesetzt. 
Sie wirken als Prozeßinnovation mit produktivitätssteigernden 
und kostensenkenden Resultaten und tragen deshalb zunächst 
zum Abbau von Arbeitsplätzen bei, zumindest zu einer Ver-
ringerung des Arbeitsvolumens. Ob sich im weiteren Verlauf 
der Entwicklung und einer verbreiterten Anwendung schließ-
lich eine positive Bilanz einstellen wird, hängt u. a. von der Set-
zung beschäftigungswirksamer staatlicher Rahmenbedingun-

gen ab. 

Der Verlust von Arbeitsplätzen ist nämlich kein mit der Infor-
mationsgesellschaft verbundenes zwingendes Schicksal. Eine 
vernünftige staatliche Politik kann mithelfen, in der gesamten 
Wertschöpfungskette der informations- und kommunikations-
technischen Anwendungen neue Arbeitsplätze entstehen zu 
lassen: Netzinfrastruktur, Netzleistung, Server, Provider, In-
halte, Content-Providing, Endgeräte, Software, Consulting und 
Systemlösungen. Gleiches gilt z. B. für die Aus- und Weiterbil-
dung, die Telemedizin zur Verbesserung der gesundheitlichen 
Vorsorge oder die Anwendung von Telematik zur Reduzierung 

ökologischer Belastungen. 

Es ist davon auszugehen, daß der Umfang von Telearbeit in den 
kommenden Jahren zunehmen wird. Neben der technischen 
Entwicklung ist die gestiegene Akzeptanz der Arbeitnehmer 
eine Ursache hierfür. Die wachsende Aufgeschlossenheit der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegenüber Formen der 
Telearbeit darf aber nicht durch Verschlechterungen ihres so-
zialen und rechtlichen Status und ihrer gewerkschaftlichen und 
betrieblichen Vertretungsorgane unterminiert werden. Ziel 
muß es deshalb sein, „Telearbeitnehmer und -arbeitnehme-
rinnen " mit den sozialversicherungspflichtigen Arbeitneh-
mern arbeits- und sozialrechtlich gleichzustellen. Über alter-
nierende Telearbeit soll Einbindung in die sozialen und 
betrieblichen Kommunikationprozesse gewährleistet bleiben. 

Staatliche Politik steht deshalb vor der Aufgabe, bei der Be-
seitigung von Modernisierungshemmnissen sorgfältig darauf 
zu achten, daß Arbeitnehmerrechte bewahrt werden und das 
soziale Sicherungssystem nicht beschädigt wird. Ohne die For-
mulierung sozialer und arbeitsrechtlicher Mindeststandards, 
die Anpassung bestehender gesetzlicher und tarifvertraglicher 
Regelungen und eine anhaltende Abschätzung der sozial- und 

arbeitsmarktpolitischen Folgen werden die strukturellen Ver-
änderungen in der Arbeitswelt zu gravierenden Verwerfungen 
in unserem Sozial- und Beschäftigungssystem führen. Ein 

wichtiger vorbereitender Schritt ist ein Forschungsprogramm, 
mit dessen Hilfe Modernisierungshemmnisse identifiziert und 

beseitigt werden sollen. 

Die Qualifikationsanforderungen und Arbeitsinhalte werden 
sich verändern und neue Berufsbilder entstehen. Die berufli- 
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che Qualifizierung - gerade von Arbeitslosen - wird zu einem 
Schlüsselfaktor. Arbeit wird individualisiert und vom Bet rieb 
ausgelagert. Arbeitszeiten und Arbeitsprozesse werden flexi-
bilisiert, gearbeitet wird künftig überall: im Büro, zu Hause und 

unterwegs. Neue Betriebs- und Unternehmensstrukturen wer-
den sich herausbilden, die Ausgliederung von Unternehmens-
bereichen in selbständige, aber gleichwohl abhängige, in der 
Regel kleinere Unternehmen setzen das Normalarbeitsver-
hältnis unter Druck und damit auch die sozialen Sicherungs-
systeme. Dieser Destrukturierungsprozeß darf nicht sich selbst 
überlassen bleiben. 

Sowohl der Arbeitnehmer- als auch der Unternehmensbegriff 
müssen darum künftig neu und sozialverträglich definiert wer-
den, damit die Schutzwirkung des Arbeitsrechts nicht unter-

laufen und die Umwidmung klassischer Arbeitnehmerberei-
che in weitgehend ungeschützte (schein-)selbständige 
Tätigkeiten verhindert wird. „Überall arbeiten können" darf 
nicht mit „keinen Feierabend haben" gleichbedeutend sein. 

Mit der Erleichterung betrieblicher Arbeits- und Kommunika-
tionsprozesse muß eine Erweiterung der Mitbestimmungs-
rechte einhergehen. Es muß ernsthaft geprüft werden, ob z. B. 
der im Zuge von Dezentralisierung und Internationalisierung 
von Arbeitsvorgängen bestehenden Gefahr eines Lohndum-
pings durch eine Mitbestimmungspflichtigkeit der Auftrags-
vergabe wirkungsvoll begegnet werden kann. 

Die wirtschaftliche Tätigkeit von Unternehmen wird künftig 
immer stärker branchenübergreifend sein. Es ist zu prüfen, ob 
sich durch Formen überbetrieblicher Mitbestimmung ein mit 
dieser Entwicklung verbundenes Unterlaufen von Arbeitneh-
merrechten verhindern läßt. 

11. Innovative Aufgaben für die öffentliche Hand 

Die öffentliche Hand muß bei der Beschaffung von Geräten und 
Software, der Nutzung elektronischer Dienstleistungen, der 
Einführung neuer Formen der Arbeitsorganisation und der Ar-
beitszeit eine Vorreiterrolle übernehmen. Dies muß gleichzei-
tig Anlaß für eine tiefgreifende, informationstechnisch ge-
stützte Reform der öffentlichen Verwaltung sein. Mit Hilfe der 
neuen interaktiven Medien können Verwaltungsabläufe ver-
einfacht, die Bürgerbeteiligung insbesondere auf der kommu-
nalen Ebene verbessert und neue, behördenübergreifende 
Dienstleistungen (z. B. „Multimedia-Kioske") angeboten wer-
den. Die Verwaltungsreform sollte deshalb mit der Einführung 
neuer interaktiver Medien verbunden werden. Darüber hinaus 
kann Informationstechnik zur Lösung ökologiepolitischer Auf-
gaben beitragen. 

Die Bundesregierung sollte im Zuge des Umzuges von Bonn 
nach Berlin die einmalige Chance nutzen, die Bundesverwal-
tung nach den Prinzipien moderner Organisationsentwicklung 
neu zu strukturieren. 
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Es ist wichtig, durch Entscheidungen des Bundes, aber auch 
der Länder und Gemeinden, die Nachfrage nach innovativen 
Produkten und Dienstleistungen und die Vernetzung der In-
formationstechnik zu fördern, da längerfristig auch in vielen 
der neuen Branchen mit einem Massensterben kleinerer Un-
ternehmen gerechnet wird. Der globale Verdrängungswettbe-
werb und Preisverfall bei den Informations- und Kommunika-
tionssystemen könnte bald schon zu neuen Friktionen auf dem 
Arbeitsmarkt führen. Eine Verstetigung der Nachfrage fördert 
die kontinuierliche Entwicklung dieses Sektors, kleine Anbie-
ter erhalten die Chance, am Markt zu wachsen und zur Viel-
falt des Dienstleistungsangebotes beizutragen. 

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang eine 
rasche, ausreichende und flächendeckende Versorgung von 
Schulen und Hochschulen mit modernsten Kommunikations-
möglichkeiten, Endgeräten und geeigneter Software sowie 
eine zeitgemäße Schulung des Lehrpersonals. Dabei muß den 
kurzen Innovationszyklen Rechnung getragen werden. Wegen 
der Probleme der öffentlichen Haushalte ist deshalb eine „Bil-
dungspartnerschaft" von Netzbetreibern, Computerherstel-
lern, Softwareanbietern, Bund, Ländern und Gemeinden an-
zustreben, damit dieses Projekt bis zum Jahre 2000 verwirklicht 
werden kann. Die Zuständigkeit für Lehrinhalte verbleibt da-
bei bei den Kultusministern der Länder. Das von der Bundes-
regierung und der Telekom AG initiierte Projekt „Schulen ans 
Netz" dokumentiert zumindest die Notwendigkeit der Versor-
gung der Bildungseinrichtungen mit moderner, interaktiver 
Kommunikationstechnik. Einen wirkungsvollen Beitrag zur 
Lösung des Problems leistet es freilich nicht. 

Darüber hinaus ist die Vermittlung kultureller Medienkompe-
tenz ohne eine innovative Beschaffungs- und (Weiter-)Bil-
dungspolitik von Bund, Ländern und Gemeinden nicht mög-
lich. 

12. Medienkompetenz als Schlüssel zu einer demokratischen In-
formationsgesellschaft 

Allein der technische Zugang zu Informationen gewährleistet 
noch nicht die aktive Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an 
der Informationsgesellschaft. Die Fähigkeit des einzelnen, mit 
Informationen sowohl in technischer, als auch in kultureller 
Hinsicht kompetent und verantwortungsvoll umgehen zu kön-
nen, wird in jeder Hinsicht zur zentralen Schlüsselqualifikati-
on der Informationsgesellschaft. Sie ist aber auch ein Schlüs-
sel dafür, daß die Informationsgesellschaft eine demokratische 
Gesellschaft sein wird: So müssen wir lernen, den Wahrheits-
gehalt von Informationen zu hinterfragen, insbesondere den 
bildlicher Eindrücke, denen wir bislang unangezweifelt einen 
Abbildcharakter der Realität unterstellen. Wir müssen uns in 
solidarischem Verhalten üben, da sich in und mit den neuen 
Techniken eine Objektivierung des Handelns und eine Ab-
spaltung affektiver Dimensionen und Betroffenheiten vollzieht. 
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Unsere Gesellschaft und ihre Institutionen bereiten die Men-
schen heute nur unzureichend darauf vor. Immer noch ist der 
Erwerb grundlegender Computerkenntnisse allein der Privat-
initiative überlassen. Es findet keine zielgerichtete Vermittlung 
von Medienkompetenz statt. Diese neue Form der Privatisie-
rung von Ausbildungskosten führt nicht nur zu einem neuen 
Bildungsgefälle, sondern schadet auch der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit und der Stabilität unserer Demokratie. 

Setzt die demokratische Gesellschaft ihre Bürgerinnen und 
Bürger unvorbereitet der Informationsflut aus, dann schafft sie 
damit Intransparenz und Orientierungslosigkeit. Die Vermitt-
lung von kritischer Medienkompetenz, das Erlernen eines 
selbstbewußten Umgangs mit den neuen Angeboten und vor 
allem die autonome Nutzung der interaktiven Medien bilden 
die Grundlage für die Stärkung der Persönlichkeit und tragen 
damit zur Stabilität der Demokratie und ihrer Fortentwicklung 

bei. 

Zur raschen Verbesserung der technischen Ausstattung der Bil-
dungseinrichtungen und der dringend notwendigen Weiter-
bildung des Lehrpersonals soll öffentlichen Einrichtungen wie 
Schulen, Universitäten, Volkshochschulen, Bibliotheken und 
Verwaltungen ein Zugang zum Internet ermöglicht werden. 
Zur Finanzierung sind auch neue Wege zu wählen, die die Be-
teiligung privater Unternehmen und Einzelpersonen als Spon-
soren einschließen. Die Bundesregierung muß dabei vor allem 
auf die Förderung und den Ausbau offener, interaktiver Netz-
strukturen wie dem Internet achten und nicht allein auf neue 
Formen klassischer Verteilstrukturen. 

Ziel der Vermittlung kultureller Medienkompetenz muß es 
sein, bestehende hierarchisierende geschlechter- und genera-
tionsspezifische Unterschiede bei der Nutzung und Akzeptanz 
der neuen Technologien zu überwinden und die Fähigkeit aus-
zubilden, sich aktiv an der Ausgestaltung des neu entstehen-
den Informationsraums beteiligen zu können und nicht nur das 
vorhandene Angebot souverän zu rezipieren. 

13. Ökologie in der Informationsgesellschaft 

Die Nutzung der neuen Informations- und Kommunikations-
technik kann in vielen Bereichen eine Entlastung der Umwelt 
bringen: So kann immaterielle Mobilität, der Ersatz herkömm-
licher Produkte mit langen Vertriebswegen, qualitatives 
Wachstum und verbesserte Umweltbeobachtung zur Bewah-
rung unserer Natur beitragen. Telearbeit kann zu einer Entla-
stung des Berufsverkehrs und zu einer Dezentralisierung von 
Gewerbestandorten führen. 

Allerdings müssen die ökologischen Potentiale der Informati-
onsgesellschaft realistisch bewertet werden: Die globale Ver-
netzung, die internationale Arbeitsteilung und die erwartete 
Steigerung der Produktivität könnten ebenso die Vernichtung 
unserer natürlichen Lebensgrundlagen beschleunigen. Fällt 
etwa problematischer Elektronikschrott an, kann verteilte Pro- 
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duktionstechnik gerade zu einem erhöhten Verkehrsaufkom-
men führen. 

Auch die propagierte Vorstellung von „papierlosen Büros" hat 
zu keinem geringeren Papierverbrauch geführt, sondern im 
Gegenteil den Verbrauch sogar deutlich erhöht. 

Es ist ein Mythos, daß sich allein durch den technischen Fort-
schritt und die Verbreitung der Informationstechnik die Pro-
bleme unserer Umwelt, beispielsweise Schadstoffbelastung, 
Ressourcenverbrauch und Klimaveränderung, wie von selbst 
lösen werden. Vielmehr müssen die Anstrengungen zur Lösung 
der ökologischen Probleme weiter verstärkt und um Untersu-
chungen hinsichtlich des Einsatzes der neuen Techniken er-
weitert werden. 

14. Forschungs- und Technologiepolitik muß den Weg in die 
Informationsgesellschaft begleiten 

Die Forschungspolitik muß den Weg in die Informationsge-
sellschaft begleiten. Um ein modernes Kommunikations- und 
Informationsnetz für Staat, Wirtschaft, Kommunen und Wis-
senschaft aufzubauen, ist die Förderung einer Vielzahl ver-
schiedener Projekte und begleitender Studien zur Technikfol-
genabschätzung notwendig. Im vorwettbewerblichen Bereich 
gehören hierzu auch die Entwicklung von Normen und Stan-
dards und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der 
Forschung und beim Aufgreifen neuer technischer Möglich-
keiten in den Bereichen Produktion, Verkehr, Energie, Umwelt. 

Eine vordringliche Aufgabe der Forschungs- und Technolo-
giepolitik besteht darin, bestehende Defizite bei der Umset-
zung neuer Technologien bis hin zur Markteinführung zu be-
seitigen. Dazu ist ein Dialog über die Gestaltung von Technik 
unabdingbar, da nur so die für die wirtschaftliche Verwertbar-
keit notwendige Akzeptanz hergestellt werden kann. Nur im 
Rahmen einer auf eine breite Debatte angelegten und finanzi-
ell entsprechend ausgestatteten Forschungs- und Technolo-
gieoffensive können der Umbruch der Industriegesellschaft 
und der Übergang in die Informations- und Dienstleistungs-
gesellschaft sozialverträglich gestaltet werden und Antworten 
für die sozialen Fragen gefunden werden, die sich mit der Tech-
nikverbreitung stellen. 

15. Globale Informationsgesellschaft und Entwicklungspolitik 

Über die Hälfte der Weltbevölkerung hat noch nie ein Telefon 
in Händen gehalten. Von einer globalen Informationsgesell-
schaft kann daher in Wirklichkeit nur gesprochen werden, 
wenn auch weniger entwickelte Staaten die Chance bekom-
men, eine Informationsinfrastruktur aufzubauen, die der För-
derung ihrer Wirtschaft und der Entwicklung des Lebensstan-
dards der Bevölkerung dient. Voraussetzung dafür ist, neben 
unserer Unterstützung bei der Bekämpfung von Hunger, Ar-
mut und Analphabetismus, die umfassende Hilfe beim Aufbau 
von Ökonomie und Verwaltung und ein fairer Handel. 
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Andererseits ist in einigen Ländern der sog. „Dritten Welt" ein 
großes Potential gut ausgebildeter, hochmotivierter und billi-
ger Fachkräfte vorhanden, das international tätige Unterneh-
men mit Hilfe der weltweiten Datennetze in Zukunft noch viel 
stärker nutzen werden. Dies kann der wirtschaftlichen Ent-
wicklung dieser Ländern dienen, kann die Arbeitnehmer in 
den Industriestaaten aber auch weiter unter Druck setzen und 

den Arbeitsmarkt erneut belasten. 

Im Interesse einer vorausschauenden, friedenstiftenden Politik 
darf die Bundesrepublik Deutschland in der Unterstützung sol-
cher Staaten beim Aufbau demokratischer, ökologischer und 
sozialer Strukturen aber nicht nachlassen, muß der Umfang der 
Zusammenarbeit und der Entwicklungshilfe in Zukunft sogar 
noch deutlich verstärkt werden. Nur so kann die Informations-
gesellschaft wirklich zu einer globalen Gesellschaft werden, ist 
die Informationstechnik nicht lediglich eine neue Trennlinie 
zwischen den großen Industrienationen und der übrigen Welt. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher 

auf: 

1 die Gestaltung der Zukunft unserer Gesellschaft nicht allein 
dem technologischen Wandel und den Kräften des Marktes zu 

überlassen; 

2. die gesellschaftliche Debatte über die Gestalt der zukünftigen 
Gesellschaft offen und transparent zu führen; 

3. eine nationale Initiative ins Leben zu rufen, die die internatio-
nalen Entwicklungen berücksichtigt und sich auf die unter-
schiedlichen Kompetenzen aller gesellschaftlichen Gruppen 

stützt; 

4. ein Konzept für den Weg in die freie und demokratische Infor-
mationsgesellschaft zu entwerfen. Im Mittelpunkt dieses Ent-
wurfs muß der Mensch als soziales Wesen stehen; 

5. die Chancen der Informations- und Kommunikationstechniken 
zu nutzen und den Risiken rechtzeitig entgegenzuwirken; 

6. offene, interaktive Netzstrukturen wie das Internet zu fördern, 
die es allen Teilnehmern und Teilnehmerinnen ermöglichen, 
Nachrichten, Informationen und Daten zu empfangen und zu 
senden (Many-to-many-Struktur) und die Meinungsvielfalt zu 

sichern; 

7. ein Konzept einer zukünftigen Informationsinfrastruktur zu 
entwickeln, das allen Bürgerinnen und Bürgern einen nieder-
schwelligen, offenen und freien Zugang zu den Informationen 
der neuen Medien ermöglicht und ihnen die demokratische 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, unabhängig von ihrem 
Einkommen und ihrem Wohnort sichert; 

8. vorrangig die Weiterentwicklung offener, dezentraler Struktu-
ren wie das Internet und kommunale Netze zu fördern; 

9. in Zusammenarbeit mit den Ländern und mit Blick auf die eu-
ropäische Entwicklung ein Konzept einer dualen Informati-
onsordnung zu entwerfen. Da an der Nahtstelle zwischen Mas- 
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sen- und Individualkommunikation Medien ganz eigener Art 
entstehen, die Unterscheidung in „Rundfunk" und „Nicht-
Rundfunk" daher vielfach nicht mehr sachgerecht ist, bedarf 
es einer zukunftsfähigen Medien- und Kommunikationsord-
nung, die die Kulturhoheit der Länder ebenso sichert wie die 
vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Grundsätze einer 
demokratischen und pluralistischen Medienpolitik; 

10. in Zusammenarbeit mit den Ländern und im Hinblick auf die 
europäische Einigung den Bestand und die Weiterentwicklung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu sichern. Die duale 
Rundfunkordnung ist zu einer dualen Informationsordnung 
weiterzuentwickeln; 

11. den Grundversorgungsauftrag zu einem „Recht auf Informa-
tion" weiterzuentwickeln, das alle notwendigen Informationen 
für eine demokratische Partizipation der Bürgerinnen und Bür-
ger an der Informationsgesellschaft umfaßt und ihnen einen in-
dividuellen Anspruch im Sinne des US-amerikanischen „free-
dom of information" acts einräumt; 

12. eine unabhängige Prüfungsinstanz ins Leben zu rufen, die den 
Verbrauchern bei der Beurteilung der verschiedenen Angebo-
te hinsichtlich ihrer Qualität helfen soll; 

13. einen Universaldienst im Sinne eines „Universal Service" zu 
definieren, der die flächendeckende und preisgünstige Ver-
sorgung der Bevölkerung mit hochwertigen, für neue Anwen-
dungen geeigneten Telekommunikationsdiensten gewährlei-
stet und der dynamisch und unbürokratisch weiterentwickelt 
werden kann; 

14. im Rahmen der Definition des Universaldienstes Art und Um-
fang des Zugangs öffentlicher Einrichtungen wie Gemeinden, 
Schulen, Hochschulen, Volkshochschulen und Bibliotheken zu 
erweitern, wobei entsprechende Einrichtungen die Verpflich-
tung erhalten, ihr Informationsarchiv und Informationsangebot 
unter Nutzung des Universaldienstangebots der Allgemeinheit 
unentgeltlich zum elektronischen Abruf zur Verfügung zu stel-
len; 

15. als grundlegende Infrastrukturmaßnahme eine „Bildungspart-
nerschaft" zu initiieren, die insbesondere Bildungseinrichtun-
gen den Zugang zu den Datennetzen und die Nutzung neuer 
Informations- und Kommunikationstechniken ermöglicht; 

16. in Zusammenarbeit mit den Ländern und der Europäischen 
Kommission ein umfassendes Konzept eines „Public Service" 
im Sinne eines „Public Space", eines neuen öffentlichen 
Raums, zu entwickeln. Die Bundesregierung ist aufgefordert, 
die neuen Möglichkeiten der demokratischen Teilhabe in dem 
entstehenden neuen sozialen Raum zu fördern und auch zu 
nutzen; 

Der öffentliche Sektor muß seinen Rückstand bei Ausstattung 
und Anwendung moderner Informations- und Kommunikati-
onstechniken aufholen und eine Vorreiterrolle übernehmen, 
indem 
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17. er frühzeitig Dienstleistungen für seine Bürger - von der Au-
toanmeldung bis zur Finanzverwaltung - bereichsübergrei-

fend elektronisch anbietet; 

18. er Informationen, wie z. B. Ausschreibungen, Verordnungen, 
Statistiken usw. im Internet zur Verfügung stellt; 

19. er die verstärkte Nutzung der Informationstechnik für eine in-
formationstechnisch gestützte Reform der öffentlichen Ver-

waltung nutzt. 

Die Bundesregierung ist des weiteren aufgefordert, 

20. endlich realistische, überprüfbare Zahlen und Daten für Be-
schäftigungsprognosen vorzulegen, auf deren Grundlage trag-
fähige Konzepte für eine aktive Beschäftigungspolitik ent-

wickelt werden können; 

21. zu erklären, auf welche Weise sie den sozialen und rechtlichen 
Status der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihrer 
Vertretungsorgane in den Unternehmen zu sichern gedenkt; 

22. zu erklären, wie sie die sozialen und arbeitsrechtlichen Min-
deststandards zu sichern gedenkt. Dazu gehören: 

- Sicherung des Arbeitnehmerstatus, 

- Gewährleistung eines Rechts auf Rückkehr an den be-
trieblichen Arbeitsplatz unter Bedingungen der Telearbeit, 

- Recht auf Weiterbildung, 

- Orts- und Zeitsouveränität der Arbeitnehmer und humane 

Arbeitszeitgestaltung, 

- qualifizierte Arbeitsinhalte und Begrenzung von Bild-

schirmarbeit, 

- humane Arbeitsorganisation, 

- Daten- und Persönlichkeitsschutz, 

- Arbeits- und Gesundheitsschutz durch ergonomische Ge-
staltung von Arbeitsplätzen und der Arbeitsplatzumge-
bung auf Kosten des Arbeitgebers, 

- Ausschluß von Haftungsrisiken für die Arbeitnehmer, 

- angemessener Ausgleich der Einbußen an Wohnqualität, 

- Mitbestimmung des Betriebsrats bei der Einführung und 

Ausgestaltung von Telearbeit. 

23. Rahmenbedingungen zu schaffen, die der Problematik der 
Durchsetzbarkeit rechtlicher Normen in einer globalen Infor-
mationsgesellschaft gerecht werden und sich dabei auch neu-
er Instrumente rechtlicher Normung (z. B. durch internationa-
le technische Standards) bedienen. 

24. zu gewährleisten, daß die technologische Entwicklung die 
Freiheitsrechte nicht aushöhlen oder gar beseitigen. Besonde-
re Aufmerksamkeit kommt dabei der Sicherung des Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung zu, auch gegenüber priva-
ten Unternehmen, und der Schaffung eines individuellen 
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Rechtsanspruchs im Sinne des US-amerikanischen „freedom 
of information" acts; 

25. angesichts der zu erwartenden Zunahme der Verbraucherge-
schäfte im Internet einen gegenüber Derogationen resistenten 
allgemeinen Verbrauchergerichtsstand nach dem Vorbild der 
Regelungen im EuGVÜ und im Luganer Übereinkommen zu 
schaffen; 

26. sich auf internationaler Ebene für eine kulturunabhängige De-
finition von direkt oder indirekt im Zusammenhang mit den in-
ternationalen Datennetzen stehenden Verbrechen einzuset-
zen; 

27. den Datenschutz den neuen technologischen Entwicklungen 
anzupassen und um den Aspekt des Arbeitnehmerdaten-
schutzes zu erweitern. Zudem muß die Möglichkeit zur teil-
nehmerautonomen Verschlüsselung von Kommunikation zur 
Gewährleistung des Fernmeldegeheimnisses auch in Zukunft 
uneingeschränkt garantiert sein; 

28. das Urheberrecht an die Bedingungen digitaler Medien anzu-
passen. Die digitale Bearbeitung urheberrechtlich geschützter 
Werke ist regulativ neu zu fassen. Die Entwicklung und Er-
probung technischer Mittel zur Gewährleistung von Authenti-
zität ist zu unterstützen; 

29. einen wirksamen Verbraucherschutz auch in den globalen Da-
tennetzen zu gewährleisten. Dabei müssen insbesondere die 
rechtlichen und tatsächlichen Probleme der Vollstreckbarkeit 
gerichtlicher Urteile auf internationaler Ebene gelöst werden; 

30. den heute im Bereich der neuen Medien herrschenden, nicht 
zu verantwortenden Bildungsrückstand so schnell wie möglich 
wirksam zu beseitigen helfen; 

31. dazu in Zusammenarbeit mit Medien-, Computer- und  Soft-
wareunternehmen ein Programm zu initiieren mit dem Ziel, 
Schulen, Universitäten und Bibliotheken die technischen Vor-
aussetzungen zur Verfügung zu stellen (beispielsweise die 
Ausstattung mit Computern und der notwendigen Software); 

32. Projekte zu fördern, die versuchen, neue Berufsbilder zu ent-
wickeln, die den Anforderungen einer wissens- und informa-
tionsbasierten Informationsgesellschaft entsprechen; 

33. Forschungsvorhaben ins Leben zu rufen, die sich den neuen 
Informations- und Kommunikationstechniken, ihren Anwen-
dungsmöglichkeiten und den sich daraus ergebenden gesell-
schaftlichen Chancen und Risiken widmen; 

34. Forschungsprojekte zu initiieren, die sich mit der Verbesserung 
der Bedienerfreundlichkeit neuer Informations- und Kommu-
nikationstechniken auseinandersetzen; 

35. Projekte zu fördern, die die bestehenden geschlechts- und ge-
nerationsspezifischen Differenzen in der Nutzung und Akzep-
tanz der neuen Informations- und Kommunikationstechniken 
überwinden helfen; 
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36. der Wissenschaft den freien Zugang zu Daten und Informatio-
nen zu sichern, das deutsche Forschungsnetz auszubauen und 
den Universitäten eine neue Rolle bei der Entwicklung der In-
formationsgesellschaft zu ermöglichen; 

37. eine realistische Einschätzung der ökologischen Auswirkun-
gen des Einsatzes neuer Informations- und Kommunikations-

systeme vorzunehmen; 

38. Konzepte des umweltschützenden Technologieeinsatzes zu 
fördern, die umweltbelastende Mobilitätserfordernisse zurück-
drängen und kreative Ansätze zur Schonung natürlicher Res-
sourcen durch Informationstechnik zu entwickeln. 

Die Gefahr einer neuerlichen Spaltung der Gesellschaft in „in-
formation rich" und „poor" besteht nicht nur innerhalb der ent-
wickelten Industriegesellschaften, sondern auch im Hinblick 
auf den ökonomischen Abstand zu der sog. „Zweiten" und 
„Dritten" Welt. Andererseits ergeben sich aufgrund der neu-
en Möglichkeiten internationaler Arbeitsteilung Chancen für 
die soziale, demokratische und ökologische Entwicklung die-
ser Staaten; 

40. im Rahmen einer modernen Entwicklungs- und Außenwirt-
schaftspolitik auch den Ländern der „Dritten Welt" den Zu-
gang zu neuen Informations- und Kommunikationstechniken 
zu ermöglichen. Der Aufbau der für die Teilnahme an der glo-
balen Informationsgesellschaft notwendigen Infrastruktur muß 

gefördert werden; 

41. internationalen Vereinbarungen zur Sicherung sozialer Stan-
dards endlich die erforderliche Priorität beizumessen, um den 
Teufelskreis weltweiter Konkurrenz um Arbeitsplätze durch 
Lohn-, Sozial- und Ökodumping zu begegnen. 

Bonn, den 27. Juni 1996 
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